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DER OBERBÜRGERMEISTER 
Amt des Rates und des Oberbürgermeisters 
 
 
 

 
 
 
 
 
Betrifft 
 
Besetzung von Gesellschafterversammlungen, Aufsichtsräten, Beiräten und sonstigen Gremien 
 
 
 
Beratungsfolge 
 

 

11.11.2009 Rat Entscheidung
 
 
Beschlussvorschlag: 
Sachentscheidung: 

1. Der Rat entsendet in die in der Anlage 1 aufgeführten Gremien die jeweils benannten 
Vertreter/innen. 

2. Die nicht erneut in diese Gremien entsandten Vertreter/innen der Stadt werden mit dem 
Zeitpunkt der Neuentsendung (Ziffer 1 der Vorlage) abberufen. 

3. Es wird zur Kenntnis genommen, dass für die in der Anlage 2 genannten Gremien die 
jeweils benannten Personen die Parteien oder Wählergemeinschaften bzw. die Verwal-
tung vertreten.  

 
4. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Verwaltung Informationsveranstaltun-

gen für alle Aufsichtsratsmitglieder durchführen wird. 

 
 
Begründung: 

Nach § 113 Abs. 2 Satz 1 GO NRW vertritt bei unmittelbaren Beteiligungen ein vom 
Rat bestellter Vertreter die Gemeinde. Soweit mehrere Vertreter zu bestellen sind, 
erfolgt die Besetzung der in der Anlage 1 genannten Gremien gemäß § 50 Abs. 4  
GO NRW i. V. m. § 50 Abs. 3 Satz 2 nach den Grundsätzen der Verhältniswahl (Be-
rechnungssystem der mathematischen Proportion nach Hare/Niemeyer). 

Nach § 113 Absatz 2 Satz 2 GO NRW muss, sofern mehr als ein Vertreter zu benen-
nen ist, der Bürgermeister oder ein/e von ihm vorgeschlagene/r Beamter/in oder An-
gestellte/r der Gemeinde dazuzählen, es sei denn, die Satzung, der Gesellschafts-
vertrag usw. treffen eine andere Regelung. 

Vorlagen-Nr.: 

V/0632/2009/1. Erg.
Auskunft erteilt: 

Herr Kupferschmidt 
Ruf: 

492 60 40 
E-Mail: 

Kupferschmidt@stadt-muenster.de  
Datum: 

06.11.2009 

Öffentliche Beschlussvorlage 
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Einigen sich die Ratsmitglieder auf einen einheitlichen Wahlvorschlag für das jeweils 
zu besetzende Gremium, ist gemäß § 50 Abs. 3 Satz 1 GO NRW der einstimmige 
Beschluss des Rates über die Annahme dieses Wahlvorschlags ausreichend. Kommt 
ein einheitlicher Wahlvorschlag nicht zustande, findet eine Listenwahl nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl gemäß § 50 Abs. 3 Satz 2 ff. GO NRW statt. 

Bei mittelbaren Beteiligungen gelten gem. § 113 Abs. 2. Satz 3 GO NRW die Rege-
lungen des § 113 Abs. 2 Sätze 1 und 2 GO NRW entsprechend, sofern nicht ähnlich 
wirksame Vorkehrungen zur Sicherung hinreichender gemeindlicher Einfluss- und 
Steuerungsmöglichkeiten getroffen werden. 

Die Größe der zum gegenwärtigen Zeitpunkt ganz oder teilweise vom Rat neu zu be-
setzenden Gremien ist durch Satzung, Gesellschaftsvertrag, Beschluss des zuständi-
gen Gremiums (z. B. der Gesellschafterversammlung) o. ä. festgelegt. 

Gemäß § 12 des Gesetzes zur Gleichstellung von Frauen und Männern für das 
Land Nordrhein-Westfalen (Landesgleichstellungsgesetz) ist bei der Besetzung 
von Kommissionen, Beiräten, Verwaltungs- und Aufsichtsräten sowie sonstigen 
Gremien auf eine geschlechtsparitätische Besetzung zu achten.  

zu Beschlusspunkt 4: 

Nach der Kommunalwahl werden die Aufsichtsräte neu besetzt und es werden 
neue Mandatsträger in die Unternehmen entsandt. Um diese auf ihre neue Auf-
gabe vorzubereiten, wird die Verwaltung mit Hilfe eines externen Wirtschaftsprü-
fers Informationsveranstaltungen durchführen. Diese sollen sich an den konkre-
ten, teilweise gesetzlich kodifizierten Anforderungen an das Aufsichtsratsmit-
glied orientieren. Informiert werden sollte insbesondere über: 

- Rechte, Pflichten und Haftungsrisiken, da der Aufsichtsrat seine Pflicht zur 
Überwachung der Geschäftsführung (§ 111 Aktiengesetz (AktG)) nur dann ord-
nungsgemäß erfüllen kann; 

- Grundlagen der Bilanzpolitik und der Jahresabschlussanalyse, da es gem. § 
171 AktG ein besonderer Auftrag für den Aufsichtsrat ist, den Jahresabschluss, 
Lagebericht und den Gewinnverwendungsvorschlag zu prüfen; 

- Kommunalrechtliche Besonderheiten (Weisungsgebundenheit, Haftungsfrei-
stellung kommunaler Aufsichtsratsmitglieder). 

Unabhängig von dieser Informationsveranstaltung obliegt es jedem einzelnen 
Aufsichtsratsmitglied, sich regelmäßig über aktuelle Anforderungen des Man-
dats zu informieren und das Mandat eigenverantwortlich wahrzunehmen. 

 
 
gez. 
 
Markus Lewe 
 
Anlage 1:  Entsendung durch den Rat 
Anlage 2:  Bennennung durch die Fraktionen 
 
  


